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Angehörige der deutschen Minderheit in der Ukraine
B o n n / K i e w  

Regelrecht
gelinkt
Helmut Kohls Besuch in der Ukraine
Anfang des Monats endete für die deut-
sche Minderheit mit einer Enttäu-
schung. Überraschend verweigerte die
ukrainische Seite einen Notenaus-
tausch, der den knapp 2000 deutschen
Übersiedlern aus Mittelasien im be-
schleunigten Verfahren die Annahme
der ukrainischen Staatsbürgerschaft er-
möglicht hätte.
Die sogenannten Containerdeutschen
waren einem Aufruf des damaligen Prä-
sidenten Leonid Krawtschuk von 1992
gefolgt, der 400 000 Rußlanddeutsche
in der Ukraine ansiedeln wollte. Kiew
vergibt Staatsbürgerschaften nur, wenn
die Betreffenden fünf Jahre lang im
Land leben und der ukrainischen Spra-
che mächtig sind. Die meisten Über-
siedler sind deshalb bis heute staatenlos
und in vielen praktischen Dingen dis-
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kriminiert: Als Ausländer in der Ukrai-
ne müssen sie hohe Studiengebühren
von 1000 US-Dollar im Jahr zahlen und
erhalten keinen billigen Wohnraum.
Auch die Lösung des Streits um die
Rückgabe der deutschen lutherischen
Kirche in Kiew, die Stalin 1938 enteig-
net hatte, ist vorerst gescheitert. Die
I N T E R V I E W
Ukraine hatte Kohl eine schriftliche
Verpflichtungserklärung versprochen,
die Kirche bis Ende des Jahres an die
deutsche Gemeinde zurückzugeben. In
letzter Minute wurde auch diese Zusage
zurückgezogen. „Die haben uns regel-
recht gelinkt“, schimpfte ein Bot-
schaftsmitarbeiter.
S t e u e r n

„Im Interesse 

der Betriebe“
Friedhelm Ost, 54, CDU-Bundestags-
abgeordneter und Vorsitzender 
des Wirtschaftsausschusses über 
eine Grundverkaufsteuer

SPIEGEL: Sie haben vorgeschlagen, an-
stelle der Vermögensteuer künftig eine
zweiprozentige Grundverkaufsteuer zu
erheben. Was bringt das?
Ost: Durch die Abschaffung der Ver-
mögensteuer fallen bei den Ländern
Einnahmen von mindestens acht Milli-
arden Mark weg. Und hier sollte ein
Ausgleich geschaffen werden über eine
Steuer auf den Verkauf von Immobili-
en.
SPIEGEL: Es gibt in der Union Überle-
gungen, den Wegfall der Vermögensteu-
er durch eine höhere Erbschaft- und
Schenkungsteuer zu kompensieren.
Soll Ihre Steuer diese beiden Abgaben
ergänzen oder ersetzen?
Ost: Dies muß beides nicht so sein. Die
Grundverkaufsteuer kann aber einen zu
starken Zugriff bei der Erbschaft- und
Schenkungsteuer begrenzen – im Inter-
esse der Betriebe. In den nächsten Jah-
ren werden einige hunderttausend Be-
triebe mit vielen Millionen Arbeitsplät-
zen an Nachfolger übergeben. England
hat vor der Regierungszeit von Marga-
ret Thatcher den Fehler gemacht, Be-
triebe bei Erbschaft oder Übernahme
durch hohe Besteuerung zu zerschla-
gen. Das sollten wir nicht wiederholen.
SPIEGEL: Inwiefern kommt denn eine
Grundverkaufsteuer einem solchen Be-
trieb mehr entgegen als eine höhere
Erbschaft- oder Schenkungsteuer?
Ost: Sie fällt nur dann an, wenn durch
den Verkauf von Grundstücken Kasse
gemacht wird. Und dann kann sie auch
bequem bezahlt werden.
SPIEGEL: Was soll Bemes-
sungsgrundlage für die
„Ost-Steuer“ sein? Sind der
Manipulation von Grund-
stückspreisen in Kaufver-
trägen nicht Tür und Tor
geöffnet?
Ost: Nein. Beim Verkauf
gilt der reale Verkehrswert,
der Verkaufswert. Natürlich
kann manipuliert werden.
Ich denke, zur Kontrolle
sollte man sehr viel intensi-
ver die Notare mit einbezie-
hen, die ja die Immobilien-
kaufverträge machen.
SPIEGEL: Der Notar soll mit seinem Te-
stat geradestehen für den tatsächlichen
Wert eines Grundstückes?
Ost: Nicht für den tatsächlichen Wert,
aber er sollte schon verpflichtet sein, of-
fenkundige Preismanipulationen zu
verhindern.

Ost
SPIEGEL: Alle Überlegungen der Bau-
politiker konzentrieren sich auf eine Er-
höhung des Baulandangebotes. Ihre
Steuer würde Grundstücksverkäufe
eher behindern.
Ost: Das kann man nicht sagen. Ein
Verkäufer, der über Jahre die Vermö-
gensteuer spart, wird nicht über Gebühr
belastet. Die Steuer würde die weitere
Bewegung im Immobilienmarkt nicht
behindern. Ganz im Gegensatz zu star-
ken ökologischen Auflagen, die in eini-
gen Regionen die Ausweisung von Ge-

werbe- und Wohngebieten
behindern.
SPIEGEL: Wie verträgt sich
Ihre neue Steuer mit dem
Versprechen Helmut Kohls
und der FDP, die Steuern zu
senken?
Ost: Tendenziell wird die
Steuerlast ja gesenkt, wenn
die substanzverzehrenden
Steuern, Gewerbekapital-
steuer und Vermögensteuer,
wegfallen.
SPIEGEL: Wie hoch wäre
das jährliche Aufkommen
dieser Steuer?

Ost: Zum Vergleich: Die Grunderwerb-
steuer bringt zur Zeit bei zwei Prozent
etwa vier Milliarden. Ich gehe von einer
steigenden Bewegung im Immobilien-
vermögen aus, weil wir es in den näch-
sten Jahren mit einer Fülle von Erb-
schaften zu tun haben.
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